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Prüfervermerk zur Vortragsakte KV-Nr. 1966 

Dieser Vermerk erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit. Er soll lediglich auf die Probleme hinweisen, die das Prüfungsamt veranlasst haben, die Aufgabe als 
Aktenvortrag auszugeben. 
A. Zulässigkeit: Die Revision dürfte zulässig sein. Statthaftigkeit: Gem. § 333 StPO ist gegen Urteile der 
Strafkammern die Revision statthaft. Revisionsberechtigung/Beschwer: Der Angeklagte (A) ist rechtsmit-
telberechtigt (§ 296 StPO). Für ihn konnte nach § 297 StPO seine Verteidigerin (V) Revision einlegen. Aufgrund 
der Verurteilung ist A auch beschwert. Ordnungsgemäße Einlegung: Die Einlegungsfrist von einer Woche 
sowie die Form des § 341 StPO dürften gewahrt sein. Die Verkündung des Urteils erfolgte am 22.04.2020, die 
Einlegungsfrist endete gem. § 43 I StPO am 29.04.2020. Die Revisionseinlegung der V mit Schriftsatz vom 
23.04.2020 – am selben Tag beim zuständigen iudex a quo (LG Düsseldorf) eingegangen – erfolgte somit binnen der einwöchigen Frist. 

Begründung: Die Revision muss nach § 344 StPO begründet werden. Gem. § 345 I 2 StPO sind die Revi-
sionsanträge und ihre Begründung spätestens binnen eines Monats nach Zustellung des Urteils bei dem Ge-
richt, dessen Urteil angefochten wird, anzubringen, wenn die Urteilszustellung – wie hier – nach Ablauf der 
Revisionseinlegungsfrist erfolgt ist. Eine rechtzeitige Revisionsbegründung ist zum Bearbeitungszeitpunkt am 
11.05.2020 noch möglich, da das Urteil erst an diesem Tag wirksam zugestellt worden ist. Kein Rechtsmit-
telverzicht: Ein Rechtsmittelverzicht ist nicht erfolgt. 
B. Begründetheit: Die Revision ist begründet, wenn eine v.A.w. zu prüfende Verfahrensvoraussetzung fehlt 
oder das Urteil auf einer Gesetzesverletzung beruht (§ 337 I StPO). Eine solche liegt gem. § 337 II StPO vor, 
wenn Vorschriften des Verfahrensrechts oder des materiellen Rechts nicht richtig angewendet worden sind. 
I. Von Amts wegen zu beachtende Verfahrenshindernisse:  
1. Fehlender Strafantrag: Es dürfte ein von Amts wegen zu beachtendes Verfahrenshindernis vorliegen. 
Soweit A wegen Beleidigung nach § 185 StGB verurteilt worden ist, weil er den Geschädigten Rizzo (R) als 
„kleinen Mistkerl“ bezeichnet hat, dürfte es an dem nach § 194 I StGB erforderlichen Strafantrag fehlen. An-
tragsberechtigt nach § 77 I StGB wäre grundsätzlich R als Verletzter. Da R als 8-Jähriger nach § 106 BGB 
beschränkt geschäftsfähig war, wäre der Antrag allerdings durch den gesetzlichen Vertreter bzw. den Sor-
geberechtigten zu stellen gewesen, § 77 III StGB. Der durch den beschränkt geschäftsfähigen selbst gestellte 
Antrag dürfte unwirksam sein (vgl. Fischer, StGB, 67. Aufl. 2020, § 77 Rn. 10). Ausweislich des Inhalts der 
Strafanzeige vom 14.01.2020 dürfte der Strafantrag hier allein durch R gestellt worden sein, was nach dem 
Gesagten nicht ausreichend sein dürfte. Dies dürfte im Rahmen des Revisionsverfahrens auch beweisbar sein, 
da das Revisionsgericht die Verfahrensvoraussetzungen aufgrund eigener Sachuntersuchung unter Benutzung 
aller verfügbaren Erkenntnisquellen im Freibeweisverfahren prüfen, also insbesondere den gesamten Aktenin-
halt berücksichtigen können dürfte (Meyer-Goßner/Schmitt, StPO, 62. Aufl. 2019, § 337 Rn. 6). Eine Ersetzung des 
Strafantrags durch die Bejahung besonderen öffentlichen Interesses ist für die Beleidigung gesetzlich nicht vorgesehen.  
2. Unzuständigkeit des Erwachsenengerichts: Ein weiteres Verfahrenshindernisse dürften nicht bestehen. Insbesondere dürfte die mögliche Unzuständigkeit 
des Erwachsenengerichts wegen eigentlicher Zuständigkeit der Jugendschutzkammer (§ 74b GVG) im Revisionsverfahren kein solches von Amts wegen zu 
berücksichtigendes Verfahrenshindernis darstellen, sondern nur auf eine Verfahrensrüge hin zu prüfen sein (Meyer-Goßner/Schmitt, Vor § 1 Rn. 11, § 338 Rn. 34 
– zur erstinstanzlichen Hauptverhandlung vgl. § 6a Rn. 6).  
II. Verfahrensrügen: Eine Verfahrensrüge ist begründet, soweit eine Verletzung des Verfahrensrechts vorliegt, 
auf der das Urteil beruht. Bei den absoluten Revisionsgründen wird der Kausalzusammenhang zwischen dem 
Verfahrensverstoß und dem angefochtenen Urteil unwiderlegbar vermutet (§ 338 StPO), während bei den rela-
tiven Revisionsgründen die Möglichkeit der Kausalität im Einzelfall festgestellt werden muss (§ 337 I StPO). 
1. Absolute Revisionsgründe: Es dürfte ein absoluter Revisionsgrund i.S.v. § 338 Nr. 4 StPO vorliegen, da 
die 5. große Strafkammer ihre Zuständigkeit „zu Unrecht angenommen haben“ dürfte. Hierunter dürfte auch 
die Nichtbeachtung der Zuständigkeit der Jugendgerichte zu fassen sein (Meyer-Goßner/Schmitt, § 338 
Rn. 34). Der (erwachsene) Angeklagte dürfte dann das Verfahren rügen können, wenn die eigentlich zuständige 
Jugend(schutz)kammer die Sache vor dem allgemeinen Strafgericht eröffnet (§ 209 I i.V.m. § 209a Nr. 2 b) 
StPO) und dabei willkürlich verfährt (Meyer-Goßner/Schmitt, § 26 GVG Rn. 5 f.). Dies dürfte hier der Fall sein. 
Es dürfte eine Zuständigkeit der Jugendkammer gegeben gewesen sein. Diese ist nach §§ 74b, 74, 26 I 1 
GVG in Jugendschutzsachen (neben der allgemeinen Strafkammer) zuständig, also insbesondere für Strafta-
ten Erwachsener, durch die ein Kind verletzt wurde. Der Geschädigte R war zum Tatzeitpunkt 8 Jahre alt und 
damit ein Kind i.S.d. § 26 GVG i.V.m. § 19 StGB. Als Geschädigter eines Vermögensdelikts dürfte R auch 
verletzt worden sein (vgl. Schuster, MüKo StPO, 1. Aufl. 2018, § 26 GVG Rn. 5). Die Jugendkammer dürfte 
auch willkürlich gehandelt haben. Dies dürfte der Fall sein, wenn die Entscheidung auf sachfremden Erwä-
gungen beruht (vgl. zum Begriff der Willkür etwa BVerfG NJW 1989, 1917). Die Eröffnungsentscheidung dürfte 
sich nach den Kriterien der §§ 26 II, 74b S. 2 GVG zu richten haben, also an den schutzwürdigen Interessen 
minderjähriger Verfahrensbeteiligter zu orientieren sein. Indem die Kammer ihre Entscheidung damit begrün-
det hat, selbst überlastet zu sein, dürfte sie damit allein sachfremde Erwägungen angestellt haben. A.A. mit guter 
Begründung wohl vertretbar, etwa wenn das Gebot einer effizienten Justiz als sachangemessene Erwägung angesehen wird. Aufmerksame Prüflinge könnten anspre-
chen, dass ein Einwand nach § 6a StPO keine Voraussetzung für die Verfahrensrüge sein dürfte (Meyer-Goßner/Schmitt, § 338 Rn. 34). 
2. Relative Revisionsgründe: Das Gericht dürfte durch Nichtverlesen des Anklagesatzes gegen 
§ 243 III 1 StPO verstoßen haben. Bei der Verlesung des Anklagesatzes handelt es sich um eine nach 
§ 273 I 1 StPO zu protokollierende wesentliche Förmlichkeit (Meyer-Goßner/Schmitt, § 243 Rn. 18). Da sich 
im Sitzungsprotokoll kein Vermerk zur Verlesung des Anklagesatzes findet, ist aus dem Schweigen des Proto-
kolls unwiderlegbar auf das Unterlassen der Verfahrenshandlung zu schließen, § 274 S. 1 StPO (Meyer-Goß-
ner/Schmitt, § 274 Rn. 14). Das Urteil dürfte auch auf dem Verstoß gegen § 243 III 1 StPO beruhen. Der 
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Zweck der Verlesung des Anklagesatzes liegt darin, die Teilnehmer an der Hauptverhandlung mit dem Gegen-
stand des Verfahrens und mit den Grenzen, in denen sich die Verhandlung und die Urteilsfindung zu bewegen 
haben, bekannt zu machen. Die mitwirkenden Richter, insb. die bislang mit dem Verfahrensstoff nicht vertrau-
ten Schöffen, sollen über das verfahrensgegenständliche geschichtliche Vorkommnis unterrichtet und den Pro-
zessbeteiligten soll Gewissheit darüber gegeben werden, auf welche Tat sie ihr Angriffs- und Verteidigungsver-
halten einzustellen haben. Vor diesem Hintergrund kann das Beruhen nur dann ausnahmsweise ausge-
schlossen werden, wenn wegen der Einfachheit der Sach- und Rechtslage weder der Gang der Hauptver-
handlung noch das Urteil von dem Verfahrensmangel berührt worden sein können (Meyer-Goßner/Schmitt, 
§ 243 Rn. 38). Ein solcher Ausnahmefall dürfte hier nicht vorliegen; an der Einfachheit der Sachlage dürfte es 
schon wegen des Schweigens des A zum Tatvorwurf aus der Anklage fehlen. A.A. vertretbar. 
III. Sachrüge: Darstellungsmängel dürften nicht ersichtlich sein. Gesetzesanwendung: Das sachliche Recht ist verletzt, 
soweit eine auf den festgestellten Sachverhalt anzuwendende Norm nicht oder nicht richtig angewendet worden 
ist. Das „Beruhen“ ergibt sich dann ohne weiteres aus dem Urteil (Meyer-Goßner/Schmitt, § 337 Rn. 40). 
a) Verurteilung wegen besonders schweren Raubes, §§ 249 I, 250 II Nr. 1 StGB 
Die Feststellungen des Urteils dürften die Verurteilung des A wegen besonders schweren Raubes nach 
§§ 249 I, 250 II Nr. 1 StGB nicht tragen. Es dürfte schon der objektive Tatbestand des § 249 I StGB nicht 
erfüllt sein. Zwar dürfte A die Fleischwurst, die für ihn eine fremde bewegliche Sache darstellen dürfte, dem R 
„weggenommen“ haben. Denn durch das Aufspießen der Fleischwurst mit dem Messer und darauf folgend das 
Aufessen der Fleischwurst dürfte A bestehenden Gewahrsam des R gegen dessen Willen gebrochen und 
eigenen Gewahrsam begründet haben (vgl. zu den Def. Fischer, § 242 Rn. 10 ff). Allerdings dürfte dies nicht 
„mit Gewalt gegen eine Person oder unter Anwendung von Drohungen mit gegenwärtiger Gefahr für Leib 
und Leben“ erfolgt sein. Eine Anwendung von Gewalt – durch das schnelle Aufspießen der Fleischwurst – dürfte 
auf Grundlage der Feststellungen nicht vorliegen. Es dürfte keine Gewalt vorliegen, wenn nicht die eingesetzte 
Kraft, sondern List und Schnelligkeit das Tatbild prägen, mithin die Kraft bloß dazu dient, die dem üblichen 
Tragen oder Halten innewohnende Energie zu überwinden, was – wie hier – in Fällen eines überraschenden 
Zugriffs auf eine im unmittelbaren Opfergewahrsam befindliche Sache der Fall sein dürfte (Fischer, § 249 
Rn. 4b). Auch die Tatvariante der Drohung dürfte nicht erfüllt sein. Unabhängig davon, ob das – wohl furchtein-
flößende – Zulaufen und Herausspringenlassen der Klinge den Begriff der Drohung erfüllen würde, dürfte 
auf Grundlage der Feststellungen des Urteils insoweit jedenfalls die Verknüpfung zwischen dem Nötigungs-
mittel und der Wegnahme fehlen. Denn das Nötigungsmittel dürfte beim Raub das (objektive und subjektive) 
Mittel zur Ermöglichung der Wegnahme sein müssen (Fischer, § 249 Rn. 6). Hierfür dürfte jedenfalls erfor-
derlich sein, dass es zu einer nötigungsbedingten Schwächung der Verteidigungsfähigkeit oder -bereit-
schaft des Gewahrsamsinhabers kommt und der Täter dies erkennt (Fischer, § 249 Rn. 6). Ob dies der Fall 
war, dürfte sich den Feststellungen nicht entnehmen lassen.  
b) Verurteilung wegen Beleidigung, § 185 StGB: Die Feststellung, dass A R als „kleinen Mistkerl“ bezeichnet 
hat, dürfte eine Verurteilung wegen Beleidigung tragen. Hierin dürfte ein rechtswidriger Angriff auf die Ehre des 
R durch vorsätzliche Kundgabe der Missachtung liegen (vgl. Fischer, § 185 Rn. 3). A dürfte auch diesbezüglich 
vorsätzlich, rechtswidrig und schuldhaft gehandelt haben. Zwar liegt bzgl. dieses Deliktes ein Verfahrenshindernis vor (s.o.). Aufgrund des 
Hinweises im Bearbeitungsvermerk, dass der Sachverhalt auf Grundlage der im Urteil getroffenen Feststellungen in materieller Hinsicht umfassend zu prüfen ist und 
aufgrund des grundsätzlichen Vorrangs des Freispruchs vor der Verfahrenseinstellung in Fällen des fehlenden Strafantrags (vgl. BGH NJW 2000, 3293; Meyer-
Goßner/Schmitt, § 354 Rn. 6, Einl Rn. 143, 143b), dürfte eine Prüfung gleichwohl zu erfolgen haben.  
c) Unterbliebene Verurteilung wegen Diebstahls mit Waffen, §§ 242 I, 244 I Nr. 1 a) StGB 
Die Feststellungen des Urteils dürften aber eine Verurteilung wegen Diebstahls mit Waffen nach §§ 242 I, 
244 I Nr. 1 a) StGB tragen. 
aa) Objektiver Tatbestand: A dürfte durch das Aufspießen der Fleischwurst und das Aufessen derselben eine 
fremde bewegliche Sache weggenommen haben (s.o.). 
bb) Qualifikation: A dürfte mit dem Springmesser eine Waffe i.S.d. § 244 I Nr. 1 a) StGB bei sich geführt 
haben. Das Springmesser dürfte als Hieb- und Stoßwaffe und damit als Waffe im technischen Sinn dem 
Waffenbegriff unterfallen, da es nach seiner bestimmungsgemäßen Art für Angriffs- oder Verteidigungszwecke 
gegen Menschen bestimmt gewesen sein dürfte (vgl. Fischer, § 244 Rn. 4).  
cc) Vorsatz, Rechtswidrigkeit und Schuld: A dürfte auch vorsätzlich und – ausweislich des Verzehrs – in 
der Absicht gehandelt haben, sich die Fleischwurst rechtswidrig zuzueignen. A dürfte auch rechtswidrig und 
schuldhaft gehandelt haben. 
d) Unterbliebene Verurteilung wegen Sachbeschädigung: Eine Strafbarkeit wegen Sachbeschädigung (§ 303 I StGB) hinsichtlich der Fleischwurst dürfte nicht in 
Betracht kommen. Der Verzehr dürfte als bestimmungsgemäßer Gebrauch keine Sachbeschädigung darstellen (vgl. Fischer, § 303 Rn. 12a). 
e) Ergebnis: Die Urteilsfeststellungen würden eine Verurteilung des A wegen eines Diebstahls mit Waffen 
tragen.  
B. Zweckmäßigkeit: Die eingelegte Revision ist zulässig und begründet und sollte weiterverfolgt werden. Der 
Antrag dürfte aus §§ 353, 354 II, 355 StPO folgen und damit wie folgt lauten: „Das Urteil des Landgerichts 
Düsseldorf vom 22.04.2020, Az. 5 KLs 144 Js 32/20 (26/20), wird mit den zugehörigen Feststellungen 
aufgehoben und die Sache zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an die Jugendkammer des 
Landgerichts Düsseldorf zurückverwiesen.“ Aufmerksame Prüflinge könnten ansprechen, dass hinsichtlich des fehlenden Strafantrags 
bezüglich der Beleidigung keine Teileinstellung möglich sein dürfte. Die Verurteilung erfolgte insoweit in Tateinheit, was der Teileinstellung entgegenstehen dürfte 
(vgl. Meyer-Goßner/Schmitt, Einl. Rn. 154). Die Einordnung als Tateinheit nach § 52 StGB dürfte auch zutreffen, da die Handlungen sowohl räumlich als auch zeitlich 
sehr nah beieinander lagen. Da die Feststellungen vorliegend wegen der Verfahrensfehler aufzuheben sind, dürfte in Bezug auf die Beleidigung auch eine Schuld-
spruchberichtigung nicht möglich sein (Meyer-Goßner/Schmitt, § 354 Rn. 15).   


